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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Frau Benedix, Dr. Biüm, 
Bremm, Ey, Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, Hussing, Dr. Kiein (Stoiberg), Lenzer, 
Pfeffermann, Pieroth, Dr. Probst, Dr. Schäubie, Schedi, Schmidt (Wuppertai), 

Dr. Stavenhagen, Dr. Wagner (Trier) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4173 - 

betr. Regierungsentwurf für ein neues Berufsbiidungsgesetz 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 31. Oktober 1975 - MB/III A 2/III Al- 0104-6 - 
63/75 - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Der Regierungesentwurf des Berufsbildungsgesetzes (Druck- 
sache 7/3714 - ist . 

— am 16. April 1975 von der Bundesregierung beschlossen, 

— am 30. Mai 1975 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
vom Bundesrat behandelt, 

— am 2. Juni 1975 mit der Äußerung der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrates dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages zugeleitet, 

— in der 181. Sitzung des Deutschen Bundestages am 19. Juni 
1975 in erster Lesung beraten und an die zuständigen Aus- 
schüsse überwiesen worden. 

Der federführende Ausschuß für Bildung und Wissenschaft des 
Deutschen Bundestages hat die Beratungen mit öffentlichen 
Informationssitzungen am 19., 22. und 24. September 1975 auf- 
genommen. In einer allgemeinen Debatte hat der Ausschuß in 
seiner 60. Sitzung die in der Kleinen Anfrage enthaltenen Fra- 
gestellungen bereits erörtert. In der unter Berücksichtigung der 
Stellungnahmen der Sachverständigenanhörung einvernehmlich 
aufgenommenen Beratung der einzelnen Vorschriften des Re- 
gierungsentwurfs, die bereits bis zu § 55 fortgeschritten ist, sind 
die Regelungen der Berufsausbildung, der Ausbildereignung, 
der Beratung und der Aufsicht, des Ausbildungsvertragsrechts 
und der beruflichen Weiterbildung behandelt worden. Das Ge- 
setzgebungsverfahren war mithin schon zum Zeitpunkt des Ein- 
bringens der Kleinen Anfrage wesentlich weiter fortgeschritten, 
als es die Fragen vermuten lassen. Die Bundesregierung geht 
von der weiteren zügigen Beratung des Gesetzentwurfes aus. 
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1. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dieser 
Ablehnung im Hinblick auf die weiteren Beratungen im Deut- 
schen Bundestag? Beabsichtigt die Bundesregierung eine Neu- 
fassung ihres Entwurfs? 

Die Kleine Anfrage gibt das Ergebnis der Sadiverständigen- 
anhörung unrichtig wieder. Der Gesetzentwurf ist nicht - wie in 
der Kleinen Anfrage behauptet wird - von der weit überwie- 
genden Mehrzahl der Sachverständigen abgelehnt worden. Viel- 
mehr haben sich in der Anhörung weitgehend Übereinstimmung 
in den Zielvorstellungen, allerdings unterschiedliche Auffassun- 
gen herausgestellt, wie diese Ziele erreicht werden können. Die 
Anhörung hat besonders deutlich gemacht, daß es schwerwie- 
gende Mängel des Berufsbildungssystems gibt, die zu erheb- 
lichen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und bildungspoliti- 
schen Konsequenzen führten, falls das Gesetz in dieser Legis- 
laturperiode nicht verabschiedet würde. 


2. Das im Regierungsentwurf vorgeschlagene Bundesinstitut für 
Berufsbildung kann nach Ansicht aller Sachverständigen die 
notwendige Abstimmung von Ausbildungsordnungen und schu- 
lischen Rahmenlehrpläne nicht leisten. Hält die Bundesregierung 
am Bundesinstitut für Berufsbildung fest, bzw. welche Änderun- 
gen beabsichtigt sie? 

Im Gegensatz zu der Fragestellung ist die Bundesregierung 
nicht davon ausgegangen, daß allein durch ein Bundesinstitut 
für Berufsbildung die notwendige Abstimmung der berufsbil- 
dungsinhalte zwischen Bund und Ländern geleistet werden 
könnte. Sie hat vielmehr - wegen der zwischen Bund und Län- 
dern geteilten Kompetenzen - bereits in der amtlichen Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf darauf hingewiesen, daß ein ergän- 
zendes Bund-Länder- Verwaltungsabkommen angestrebt werden 
muß. Dementsprechend ist auf Vorschlag der Bundesregierung 
am 11. Juli 1975 durch gemeinsamen Beschluß der Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern eine Arbeitsgruppe errichtet wor- 
den, die den Auftrag erhalten hat, den Entwurf eines Verwal- 
tungsabkommens zwischen Bund und Ländern über die Abstim- 
mung von Ausbildungsordnungen, Weiterbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen im Bereich der beruflichen Bildung vor- 
zubereiten. Inzwischen hat diese Arbeitsgruppe ihre Tätigkeit 
aufgenommen. Neben der Abstimmung, die in dem Bund-Län- 
der-Verwaltungsabkommen zu regeln ist, müssen aber auch 
institutioneile Voraussetzungen für die Vorbereitung der abzu- 
stimmenden Vorlagen geschaffen werden. Der Entwurf sieht 
deshalb für den Zuständigkeitsbereich des Bundes ein Bundes- 
institut für Berufsbildung vor. 

Die Bundesregierung vertritt in Übereinstimmung mit den Er- 
fahrungen der Berufsbildungspraxis die Auffassung, daß es im 
Interesse der Sache geboten ist, wenn die Bildungsinhalte für 
die beiden Lernorte Betrieb und Schule gemeinsam erarbeitet 
werden. Sie hat deshalb den Ländern angeboten, im Bundes- 
institut auch die mit den Ausbildungsordnungen und Weiter- 
bildungsordnungen korrespondierenden schulischen Rahmen- 
lehrpläne vorbereiten zu lassen. Auch insoweit werden die Vor- 
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Schriften des Regierungsentwurfs durch das Bund-Länder-Ver- 
waltungsabkommen zu ergänzen sein. 


3. Die Finanzierungsregelung durch einen „Feuerwehrfonds" ist 
auf die Kritik der meisten Sachverständigen gestoßen. Hält die 
Bundesregierung an der vorgeschlagenen Finanzierungsregelung 
fest, bzw. welche Änderungen beabsichtigt sie? Wann ist damit 
zu rechnen, daß die Bundesregierung zum Abschlußbericht der 
Sachverständigenkommission „Kosten und Finanzierung der 
außerschulischen beruflichen Bildung" vom 14. März 1974 - 
Drucksache 7/1811 - Stellung nimmt? 

Die Bundesregierung hat wiederholt auch in den laufenden Aus- 
schußberatungen des Deutschen Bundestages deutlich gemacht, 
daß die von ihr vorgeschlagene Finanzierungsregelung das Aus- 
bildungsplatzangebot der Betriebe erweitern und absichern soll. 
Angesichts stark zunehmender Schulentlaßzahlen in den kom- 
menden Jahren ist dies von besonderer Dringlichkeit. Die Bun- 
desregierung hält an ihrem Vorschlag fest. Sie sieht die im 
Gesetzentwurf vorgeschlagene Finanzierungslösung als die kon- 
krete Stellungnahme zum Abschlußbericht der Sachverständi- 
genkommission „Kosten und Finanzierung der außerschulischen 
beruflichen Bildung" an; sie hat in der amtlichen Begründung 
zum Gesetzentwurf zu diesem Abschlußbericht Stellung ge- 
nommen. 


4. Die im Regierungsentwurf vorgezeichnete Grundstruktur der 
beruflichen Bildung gefährdet nach Ansicht insbesondere der 
Sachverständigen aus der Wirtschaft eine große Zahl von 
Ausbildungsplätzen. Hält die Bundesregierung daran fest, bzw, 
welche Änderungen beabsichtigt sie? 

Ja, die Bundesregierung hält an ihrem Vorschlag fest. Sie hat 
die Gründe hierfür in der Ausschußberatung ausführlich dar- 
gelegt. Die Grundstruktur der beruflichen Bildung, wie sie im 
Regierungsentwurf vorgezeichnet ist, ist insgesamt durch die 
Sachverständigenanhörung als praxisgerecht bestätigt worden. 


5. In welchen anderen Bereichen (z. B. Berufsbildungsplanung, 
Statistik, Weiterbildung) beabsichtigt die Bundesregierung auf- 
grund der Anhörung wesentliche Abänderungen ihrer Vorlage? 

In der Sachverständigenanhörung wurde die Notwendigkeit 
besserer gesetzlicher Regelungen für die Bereiche Berufsbil- 
dungsplanung und Statistik, Weiterbildung sowie für die ande- 
ren Regelungsbereiche nachdrücklich unterstrichen. Die Bundes- 
regierung sieht deshalb keine Veranlassung zu wesentlichen 
Abänderungen ihrer Vorlage. 


6. Welche Kosten entstehen bei der Verwirklichung des Regie- 
rungsentwurfs dem Bund, den Ländern und in der Wirtschaft? 

7. Welche Steuerausfälle für die öffentliche Hand entstehen durch 
die zusätzlichen Belastungen der Wirtschaft? 

8. Hält die Bundesregierung nach der Anhörung an der Auffas- 
sung, die der Bundeskanzler im Deutschen Bundestag am 
17. September 1975 vorgetragen hat, fest, daß der Regierungs- 
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entwurf keine zusätzlichen finanziellen Mittel erfordert bzw. 
daß er „doch nur dann zu zusätzlichen Beiträgen der Wirtschaft 
führt, falls nicht ausreichend Lehrstellen angeboten werden 
können sollten"? 

Die Bundesregierung hat in der Begründung des Gesetzentwurfs 
die Kosten genannt, die bei Durchführung des Entwurfs ent- 
stehen werden. Sie hat im übrigen dem Bundestagsausschuß für 
Bildung und Wissenschaft in einer umfangreichen Darstellung 
die Kostenberechnung im einzelnen erläutert und dabei dar- 
gelegt, daß die Wirtschaft und ihre Organisationen nicht mit 
wesentlichen Zusatzbelastungen durch die gesetzliche Regelung 
zu rechnen haben. Steuerausfälle als mittelbare Folge gesetz- 
licher Regelungen, die im Entwurf vorgeschlagen werden, kön- 
nen sich nur aus der Absetzbarkeit der Berufsausbildungs- 
abgabe von der steuerlichen Bemessungsgrundlage ergeben. Ob 
und welche Steuerausfälle hierdurch entstehen, hängt von der 
weiteren Entwicklung des Angebots an Ausbildungsplätzen und 
der Nachfrage danach ab. Aus den genannten Gründen ist die 
Frage 8 zu bejahen. 


9. Nach Presseberichten bereitet das Bundesfinanzministerium zur 
Zeit eine Liste von ausgabewirksamen Gesetzen vor, die dem 
Bundestag vorliegen, aber aus Kostengründen ggf. nicht weiter 
behandelt werden sollen. Bezieht die Bundesregierung den 
Regierungsentwurf zur beruflichen Bildung in diese Überlegun- 
gen mit ein? 

Die Bundesregierung sieht aus den zu Frage 6 bis 8 genannten 
Gründen keinerlei Anlaß, den Regierungsentwurf eines Berufs- 
bildungsgesetzes aus Kostengründen nicht weiterzubehandeln. 
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